Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1990 


Sachgebiet 61 


Der Chef Bonn, den 22. März 1971 

des Bundeskanzleramtes 
[/4 (IV/5) - 1 1204 - Ka 50/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Steuererhöhungen in dieser Legislaturperiode 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Riedl (München), 
Leicht, Dr. Pohle, Höcherl, Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Krammig und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drudesache VI/1930 — 


Die oben bezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, die Öffentlichkeit über die von 
Bundeskanzler Willy Brandt am 4. März 1971 im Zweiten Deut- 
schen Fernsehen angedeuteten Pläne zu „Steuererhöhungen 
noch in dieser Legislaturperiode" unverzüglich zu informieren 
und nähere Einzelheiten mitzuteilen? 

In dem Interview, auf das sich die Frage bezieht, ist von „Plänen 
zu Steuererhöhungen noch in dieser Legislaturperiode" nicht 
gesprochen worden. Auf die Frage, ob bis 1973 die Erhöhung 
gewisser Steuern zu vermeiden sein werde, hat der Bundes- 
kanzler lediglich darauf hingewiesen, daß sich die Bundesregie- 
rung bei einem Zurückbleiben der Steuerlastquote hinter dem 
Stand von 1969 um einen Ausgleich für die in einem solchen 
Fall fehlenden Finanzierungsmittel bemühen müßte, über Zeit- 
punkt, Art und Umfang eines solchen Ausgleichs läßt sich 
gegenwärtig noch nichts sagen. Das Bundeskabinett hat in 
seiner Sitzung am 25. Februar beschlossen, die Beratungen hier- 
über im Zusammenhang mit der Haushaltsplanung für 1972 und 
der Fortschreibung des mehrjährigen Finanzplans im September 
wieder aufzunehmen, da dann ein besserer Überblick über den 
Konjunkturverlauf und die Entwicklung der Steuereinnahmen 
möglich ist. über diese Absicht ist die Öffentlichkeit informiert. 


2. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß durch ihre 
sich ständig widersprechenden Äußerungen über die Vornahme 
bzw. Nichtvornahme von Steuererhöhungen die Öffentlichkeit 
in unerträglichem Maße im unklaren gehalten und dadurch ver- 
unsichert wird? 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht, da sie keine 
widersprüchlichen Erklärungen abgegeben hat. In der Kabinett- 
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Sitzung vom 18. Januar wurde einstimmig beschlossen, in die- 
sem Jahr keine Steuererhöhungen vorzunehmen. Dieser Be- 
schluß, der der Öffentlichkeit sofort bekanntgegeben wurde, 
gilt unverändert. Für die kommenden Jahre können ins einzelne 
gehende Vorstellungen erst im Herbst entwickelt werden, wenn 
der Konjunkturverlauf dieses Jahres und die weitere Entwick- 
lung deutlicher zu übersehen sind als heute. 

Im übrigen ist die Bundesregierung der Ansicht, daß es der 
Transparenz politischer Entscheidungen dienlich ist, wenn über 
so bedeutsame Fragen wie die Finanzierung der vor uns liegen- 
den Aufgaben, denen sich keine Regierung entziehen kann, 
öffentlich diskutiert wird. Eine Verunsicherung der Bürger wird 
dadurch, sofern es sich um eine sachbezogene und nicht 
emotionsgeladene Erörterung handelt, nicht ausgelöst. 

Horst Ehmke 
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